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Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf "Vergaberechtsreformgesetz 2017" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Österreich ische Ärztekammer dankt für die Einladung zur Begutachtung des Ent­
wurfs zum "Vergaberechtsreformgesetz 2017" und übermittelt im Folgenden ihre dies­
bezügliche Stellungnahme. 

~ Ärztliche Dienstleistungen im Rahmen der gesetzlichen Sozialversicherung 

Mit der vorliegenden Vergaberechtsnovelle soll die bisher im BVergG bestehende Un­
terscheidung zwischen prioritären und nicht prioritären Dienstleistungen entfallen und 
sollen als Ersatz dafür die "besonderen Dienstleistungen" des Anhang XVI aufgenom­
men werden. 

Unter anderem werden die Vergaben von Dienstleistungen der Ärztinnen und Ärzte für 
Allgemeinmedizin sowie der Fachärztinnen und Fachärzte nun als besondere Dienst­
leistungen qualifiziert, sofern die Auftragsvergabe durch einen öffentlichen Auftragge­
ber erfolgt. Für die Vergabe der besonderen Dienstleistungen kommen nur bestimmte 
Regelungen des BVergG zur Anwendung (vgl. § 151 des Entwurfes zu den besonde­
ren Dienstleistungsaufträgen). Es gilt daher zwar ein gelockertes Vergaberegime, 
nichtsdestotrotz sollen derartige Auftragsvergaben - wenn auch nur eingeschränkt -
zukünftig den Vorgaben des Vergaberechts unterliegen. 

~ Vergabe von Kassenverträgen für ärztliche Leistungen im Rahmen der gesetzlichen 
Sozialversicherung 

Die Vergabe von Kassenverträgen ist derzeit durch die Reihungskriterien-Verordnung 
und den darauf basierenden Reihungsrichtlinien geregelt. Der Umfang der im Rahmen 
der gesetzlichen Sozialversicherung zu erbringenden ärztlichen Leistungen basiert auf 
den Gesamtverträgen. 
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Derzeit entscheiden also die jeweils örtlich zuständigen Krankenversicherungsträger 
und die jeweilige örtlich zuständige Ärztekammer gebunden an die Vorgaben der Rei­
hungskriterien-Verordnung und der Reihungsrichtlinien über die Vergabe der Kassen­
planstellen. 

Die Österreichische Ärztekammer geht davon aus, dass von diesem Gesamtvertrags­
partnersystem einschließlich dem durch die Aufsichtsbehörde, dem Bundesministerium 
für Gesundheit und Frauen normativ geregelten System der Reihungskriterien für die 
Vergabe von Kassenvertragsstellen nicht abgegangen werden soll. Ansonsten wäre 
dies der Ausschluss der gesetzlichen beruflichen Interessensvertretung an der Mitwir­
kung bei der Versorgung der Bevölkerung mit niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten. 

Der Entwurf zum Vergaberechtsreformgesetz 2017 enthält keine ausdrückliche Klar­
stellung, dass insbesondere auch die Vergabe von Kassenvertragsstellen sowie die 
kassenvertraglichen Leistungen im Rahmen der gesetzlichen Sozialversicherung von 
der Anwendung des BVergG ausgenommen sind. Wir geben zu bedenken, dass dies 
natürlich auch für jene ärztlichen Leistungen gelten muss, für die im Rahmen des Sozi­
alversicherungsrechts Anspruch auf Kostenerstattung besteht, ohne dass die Ärztin 
oder der Arzt selbst in einem Vertragsverhältnis zu einem Krankenversicherungsträger 
steht. 

Der vorliegende Entwurf regelt im 3. Abschnitt die Ausnahmen vom Geltungsbereich 
und die gemeinsame Auftragsvergabe. Demnach sollen gemäß § 9 Abs. 1 Z 18 
"Dienstleistungsaufträge über nichtwirtschaftliche Dienstleistungen von allgemeinem 
Interesse" vom BVergG ausgenommen sein. 

Wir erachten es als nicht ausreichend, dass lediglich in den Erläuternden Bemerkun­
gen zu § 9 Abs. 1 Z 18 ein Hinweis, dass Dienstleistungen im Rahmen der gesetzli­
chen Sozialversicherung im Sinne der zitierten Bestimmung vom Anwendungsbereich 
des BVergG ausgenommen sind, vorgesehen ist. Diese Erläuterung wird durch einen 
Klammerausdruck, der beispielhaft Kur- und Rehableistungen aufzählt, ergänzt. 

Ein weiterer Hinweis auf die Ausnahme der Dienstleistungen im Rahmen der gesetzli­
chen Sozialversicherung enthält die Anlage XVI, C., mit der Einschränkung, dass diese 
Dienstleistungen als nichtwirtschaftliche Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 
organisiert werden. 

In der Zusammenschau all dieser Hinweise und Regelungen sehen wir keine ausrei­
chend klare und ausdrückliche Ausnahmeregelung für die derzeit im gesetzlichen und 
gesamtvertragspartnerschaftlichen Sozialversicherungsrecht (vgl. bspw. §§ 338 ff All­
gemeines Sozialversicherungsgesetz) und in der Reihungskriterien-Verordnung ein­
schließlich der Reihungsrichtlinien geregelten kassenärztlichen Leistungen sowie jene 
ärztlichen Leistungen, für die eine Kostenerstattungsanspruch. 

Zur KlarsteIlung der Ausnahmeregelung sollte die Vergabe von Kassenvertragsstellen 
sowie die Regelung von kassenärztlichen Leistungen und solchen Leistungen, für die 
Kostenerstattungsansprüche bestehen, ausdrücklich im BVergG aufgenommen wer­
den, zumal die Rechtsprechung zum BVergG Ausnahmetatbestände ohnedies restriktiv 
auslegt. 
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~ Daher regt die Österreichische Ärztekammer die Aufnahme einer entsprechenden 
Ausnahmeregelung in § 9 Abs. 1 vor, welche lauten könnte: 

§ 9. (1) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für 
( ... ) 
Z . Vergabeverfahren für ärztliche Kassenverträge und kassenvertragliche ärztliche Leis­

tungen sowie kostenerstattungsfahige Leistungen im Rahmen der gesetzlichen Sozialversiche-
rung, 

( ... ) 

~ Weiters ersuchen wir um eine entsprechende Ergänzung der Erläuternden Bemer-
kungen, Besonderer Teil, zu Artikel I zu § 9 des Entwurfes, die lauten könnte: 

Zu den §§ 9 bis 11 (Ausnahmen vom Geltungsbereich) 

Die Vergabe von Einzelverträgen mit den Krankenversicherungsträgem ist vom Anwendungs­
bereich dieses Gesetzes ausgenommen. Sie sind weiterhin im Verfahren gemäß der Verordnung 
über die Kriterien für die Reihung der ärztlichen BewerberInnen um Einzelverträge mit den 
Krankenversicherungsträgem (Reihungskriterien-Verordnung) und den darauf basierenden Rei­
hungsrichtlinien zu vergeben. Ebenso sind ärztliche Leistungen im Rahmen der gesetzlichen 
Sozialversicherung entsprechend den einschlägigen Bestimmungen gemäß §§ 338ff ASVG und 
den bezugnehmenden Gesamtverträgen vom BVergG ausgenommen. 

Die Österreichische Ärztekammer ersucht um Berücksichtigung ihrer Bedenken. 

r 
Präsident 
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